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Freiheit – anders alsWie eingesperrt
14.000 31.000

in Ostasien

DAX: ZUKUNFTSOPTIMISMUS DER

Ein Priester berichtet über Erfahrungen, die er aktuell bei Krankenbesuchen macht V O N H A R M K L U E T I N G

Diese gesetzliche Regelung ist den Verant- Ich hörte aus dem Mund eines Chefarz-
V O N J O H A N N E S Z A B E L

Das Coronavirus ist beides: Natur und
Naturkatastrophe. Damit ist das Dilemma
eröffnet. Das Virus ist Teil der Natur und
zugleich zu bekämpfen. Die Verklärung
der Natur kann zu Widersprüchen führen,
da in der Natur nicht nur Zielharmonien
existieren, sondern auch Zielkonflikte: So
wird ein steigender CO2-Anteil in der Luft
das Wachstum des Waldes begünstigen
und zugleich das Klima im Sinne einer
Erderwärmung schädigen. Letzten Endes
bewertet der Mensch die Natur nach sei-
nen eigenen Präferenzen.
Das Coronavirus ist nicht anthropogen
verursacht, der Mensch jedoch ist Träger
und Weiterträger. Und einige Menschen
bewerten das Virus weniger aus medizini-
scher Sicht, sondern im Kontext ihrer
eigenen Freiheit. Insoweit steht in dieser
Naturkatastrophe auch der Mensch mit
seinen Reaktionen im Vordergrund. Es ist
eine seltene Verbindung von Mensch und
Natur – die Pandemie führt beides zusam-
men.
Die Pandemie ist zwar eine Pandemie, die
die ganze Welt erfasst, aber doch in einem
unterschiedlichen Ausmaß. Die weltweiten
Unterschiede in der Verbreitung des Virus
fokussieren sich einerseits auf den euro-
amerikanischen Raum und andererseits
auf den ostasiatischen Raum. Bei unter-
stellt gleichem Virus gibt es in diesen Kon-
tinenten unterschiedliche Infektionszah-
len. Europa und Amerika sind generell
stärker betroffen, und der ostasiatische
Raum mit den Staaten China, Taiwan,
Japan und Südkorea zeigt eine geringere
Verbreitung des Virus. Und in letzteren
Staaten ist es nicht die Gesellschaftsform,
die den Ausschlag gibt: Das zeigt schon
der Vergleich von China und Taiwan, die
beide politisch unterschiedlich organisiert
sind, aber gleichermaßen niedrige Inzi-
denzzahlen aufweisen. Auf den Menschen
und seine kulturelle Verankerung kommt
es an.
Diese Pandemie zeigt eine Paradoxie. Sie
wird besonders in den Staaten sichtbar, in
denen das Virus erfolgreich bekämpft
wird: in Ostasien. Das Motto und die Lö-
sung könnten in einer Formulierung des
Philosophen Hegel liegen, die Friedrich
Engels in den Worten zusammengefasst
hat: „Freiheit ist Einsicht in die Notwen-
digkeit“. Die Paradoxie einer erfolgreichen
Virus-Bekämpfung scheint zu sein: Eine
zunächst freiwillige Einschränkung der
Freiheit führt am Ende zu mehr Freiheit.
Die teilweise rigorose staatliche Überwa-
chung in diesen „erfolgreichen“ Staaten
darf nicht darüber hinwegtäuschen, dass
diese Normen von den Menschen auch
internalisiert sind.
Der westliche Liberalismus ist in dem Di-
lemma von individueller und kollektiver
Freiheit herausgefordert: individuelle
Wünsche versus soziale Zwänge. Der Li-
beralismus entscheidet sich für die indivi-
duelle Freiheit. In der Coronakrise werden
deren Kosten deutlich. Und es zeigt sich,
dass Freiheit nicht „kostenlos“, sondern
wertvoll ist. Der Westen zahlt einen Preis
für die individuelle Freiheit, in Ostasien
wird er weniger gezahlt, weil dort dieser
„Preis“ geringer ist. In der Krise zeigt sich
das Wertvolle und zugleich Kostenträch-
tige eines Gesellschaftsmodells.

Der Autor ist Vorsitzender der Joseph-
Höffner-Gesellschaft. Er gehört dem
Dominikanerorden an. Foto: Privat

Die Kolumne erscheint in Kooperation
mit der Katholischen Sozialwissen-
schaftlichen Zentralstelle (KSZ) in
Mönchengladbach.
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INVESTOREN PRÄGT BÖRSE
In der vergangenen Handelswoche
konnte der deutsche Aktienindex gleich
zwei Hochs feiern: Der Handel wurde
am Freitag bei 13 335 Punkten beendet,
was dem Wochenhöchststand ent-
spricht. Gleichzeitig markiert dieser

Wert auch die höchste Schlussnotierung
der vergangenen drei Monate. Die all-
gemeine Anlegerstimmung ist immer
noch sehr positiv. Laut einer Handels-
blatt-Umfrage sind die Investoren wei-
terhin sehr optimistisch für die Zukunft
und haben eine hohe Investitionsbereit-
schaft. Aktuell gilt außerdem das Motto,
dass jeder Rücksetzer von Anlegern als
Kaufgelegenheit gesehen wird. So wird
jede Korrektur schnell beendet und ein
Ausverkauf wird als unwahrscheinlich
angesehen. Inwieweit sich die positive
Entwicklung fortsetzt, hängt auch teil-
weise von den US-Börsen ab. Dort
wurde in der vergangenen Woche we-
niger gehandelt: Am Donnerstag hatten
die Börse wegen Thanksgiving geschlos-
sen, am Freitag wurde nur verkürzt mit
sehr geringer Zahl an Marktteilneh-
mern gehandelt. Der Fokus lag eher auf
dem Black Friday, der traditionell in
den USA die Saison für Weihnachtsge-
schenke einläutet.

USA: EUROPA SETZT SCHWER-
PUNKTE FÜR NEUE ALLIANZ
Die Europäische Union will, nach den
letzten vier Jahren mit zahlreichen
Konflikten, Washington einen Neustart
der Beziehungen vorschlagen. Die
Deutsche Presseagentur hat über einen
entsprechenden Entwurf berichtet, in
dem EU-Ratspräsident Charles Michel
fünf Vorschläge für einen Neustart
präsentiert. Er wirbt demnach für ein
schnelles Ende des transatlantischen
Handelsstreits und der gegenseitigen
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trafzölle. Außerdem soll der gemeinsame
ampf gegen die Corona-Pandemie, der
limaschutz, der Multilateralismus und

ie Friedenssicherung angesprochen wer-
en. Michel will ebenso eine gemeinsame
inie mit den USA gegenüber China,
ussland, der Türkei und dem Iran an-
reben. Zusätzlich wirbt die EU für einen
eustart des Reiseverkehrs, sobald die
andemie dies zulasse: Beide Länder soll-
n daran arbeiten, ihre Grenzen auch für

icht-notwendige Reisen wieder zu öff-
en. Über diese „positive Handelsagenda“,
ie die EU den USA gegenüber anbieten
öchte, wird beim EU-Gipfel am 10./11.
ezember eine strategische Debatte ge-
hrt werden.

ONDON: AUSSTIEG AUS BINNEN-
ARKT RÜCKT NÄHER
einem Monat verlässt Großbritannien

en Europäischen Binnenmarkt und es ist
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eiterhin unklar, ob es dann ein Frei-
andelsabkommen geben wird. Obwohl
as Interesse beider Seiten groß ist,
inen Deal auszuhandeln, sind die
treitpunkte immer noch die Fischerei
nd fairer Wettbewerb.
er EU-Chefunterhändler hat in der
ischereifrage angeboten, dass europäi-
he Fischer auf 18 Prozent ihrer bis-

erigen Fangquoten in britischen Ge-
ässern verzichten. Ursprünglich hatte
ie EU gefordert, den Zugang zu briti-
hen Gewässern komplett zu behalten.
ine letzte entscheidende Verhand-
ngsrunde beginnt nun und endet ver-
utlich am 10. Dezember bei einem
U-Gipfel. Dieser Zeitpunkt wird als
terne Deadline gesehen, denn das EU-

arlament benötigt ein paar Wochen
eit für die Ratifizierung des Vertrags-
xtes und daher muss der Text bis 10.
ezember fertig sein.
Krankenhausseelsorge unter Corona-Bedingungen ist nicht einfach. Hier ein Kli-
nikseelsorger im Einsatz in einem Bonner Krankenhaus. Foto: KNA

Paragraphen 30 Absatz 4 des Infektions-
schutzgesetzes, so nützt einem das häufig
gar nichts, auch nicht, wenn man durch
Priesterkleidung als Seelsorger erkennbar
ist und den Dienstausweis für Priester vor-
weisen kann, der niemanden interessiert.

Infektionsschutzgesetzes hinweist, kann es
geschehen, dass man aggressive Empörung
erntet und die Drohung, dass vom Haus-
recht Gebrauch gemacht werde, man also
unter Herbeirufung der Polizei hinausge-
worfen werde.
A
uf dem bisherigen Höhepunkt der
Corona-Pandemie haben Bun-
destag und Bundesrat das „Ge-
setz zur Verhütung und Bekämp-

fung von Infektionskrankheiten beim Men-
schen“ – kurz: Infektionsschutzgesetz – aus
dem Jahr 2000 erneut geändert. Geändert
wurde dabei allerdings nicht der Paragraph

den. Faktisch sind sie sehr häufig aber doch
abgesondert – man kann sagen: eingesperrt
und weggeschlossen –, weil sehr viele Klini-
ken unter Coronabedingungen den Besuch
auch engster Familienangehöriger selbst
bei moribunden Patienten, mit deren baldi-
gem Tod zu rechnen ist, unmöglich machen.
Aber wie ist es mit Seelsorgern oder Geist-
Marktüberblick

30, der die „Absonderung“ infizierter Perso-
nen regelt – unter ausdrücklich erwähnter
Einschränkung der Grundrechte aus den
Artikeln 2 und 10 des Grundgesetzes. Diese
Absonderung, insbesondere „in einem
Krankenhaus oder in einer für diese Krank-
heiten geeigneten Einrichtung“, darf aber
keine totale Absonderung sein. So regelt
Paragraph 30 Absatz 4 Satz 2: „Dem Seel-
sorger oder Urkundspersonen muss, ande-
ren Personen kann der behandelnde Arzt
den Zutritt unter Auferlegung der erforder-
lichen Verhaltensmaßregeln gestatten.“
Während mit den Urkundspersonen vor al-
lem Notare zur Erstellung Letztwilliger
Verfügungen oder Testamente gemeint
sind, sind Seelsorger im Sinne dieser Rege-
lung nicht nur römisch-katholische, son-
dern auch evangelische, jüdische und musli-
mische Geistliche sowie entsprechende
Amtsträger anderer anerkannter Religions-
gemeinschaften.

Corona-Patienten in Krankenhäusern
sind nicht abgesondert im Sinne des
Paragraphen 30. Noch mehr gilt das für all
jene Patienten, die sich wegen ganz anderer
Leiden – von der Tumor- bis zur Hüftge-
lenkoperation, von Herz- oder Kreislauf-
erkrankungen bis zu Gallen- oder Nieren-
leiden – in stationärer Behandlung befin-
lichen, für die es doch die Muss-Bestim-
mung des § 30 Absatz 4 gibt? Lässt man sie
zu Patienten, die danach verlangen, etwa
zur Krankenkommunion, zur Krankensal-
burg oder zur Spendung des Bußsakra-
ments?

Man wird als Priester wie
ein Eindringling behandelt

Ich bin alles andere als ein Corona-Leug-
ner. Vielmehr bin ich seit meinem weithin
beachteten Artikel zu dieser Thematik in
der „Neuen Zürcher Zeitung“ vom 23./25.
Mai 2020 dafür bekannt, dass ich gerade
im kirchlichen Raum und im gottesdienstli-
chen Bereich für strengste Hygienemaß-
nahmen zur Infektionsvermeidung eintre-
te. In den Wochen und Monaten der
Corona-Pandemie musste ich – im Haupt-
beruf Universitätsprofessor und als katholi-
scher Priester Seelsorger im Nebenberuf –
aber leider die Erfahrung machen, dass Kli-
niken Schwerkranken und Sterbenden, ob-
wohl sie oder ihre Angehörigen danach ver-
langen, den Besuch eines Seelsorgers und
den Empfang der Krankenkommunion, der
Krankensalbung oder des Bußsakraments
unmöglich machen. Beruft man sich als
Priester auf die Muss-Bestimmung des
wortlichen in den Krankenhäuser vielfach
gar nicht bekannt – oder völlig egal. Man
wird an der Gegensprechanlage und spätes-
tens an der Krankenhauspforte abgewiesen.
Gelingt es einem unter glücklichen Um-
ständen, in einer Klinik eine Kranken-
schwester, einen Krankenpfleger oder gar
einen Arzt oder eine Ärztin zu erreichen, so
wird man nicht selten als Eindringling, Auf-
rührer oder Querulant behandelt. Wenn
man in solchen Fällen auf die Muss-Be-
stimmung aus Paragraph 30 Absatz 4 des
tes, man habe seine hausinternen Regelun-
gen und keine Zeit, sich um irgendwelche
Gesetze zu kümmern.

Abhängig vom
guten Willen

Muss-Bestimmung hin und her. Es liegt
am guten Willen einzelner Ärzte – anders
gesprochen: es herrscht fahrlässige Rechts-
unkenntnis und offene Willkür. In einem
Fall erreichte ich, dass eine Patientin kurz
vor einer sehr ernsten Krebsoperation in
die menschenleere Cafeteria gebracht wur-
de, wo ich ihr die Krankenkommunion, die
Krankensalbung und das Bußsakrament
spenden und sie so geistlich stärken konnte
– natürlich mit Schutzmaske ffp2, Hand-
desinfektion und Hinterlassung der Kon-
taktdaten. In dieser Cafeteria hat sie auch
handschriftlich ihr Testament niederge-
schrieben, dessen Erstellung ich in Erman-
gelung eines Notars handschriftlich bezeugt
und an die Angehörigen weitergeleitet habe.

War dieser Fall dank eines einsichtsvol-
len Arztes unter den Umständen der gegen-
wärtigen Corona-Pandemie positiv zu be-
werten, so bleiben andere Patienten, ob-
wohl sie danach verlangen und ein Chris-
tenleben lang darauf gehofft haben, ohne
geistliche Begleitung. Das ist nicht nur
rechtswidrig, sondern ein Skandal. Ich räu-
me ein, dass ich diese Erfahrungen nicht in
Kliniken in katholischer kirchlicher Träger-
schaft gemacht habe, in die ich in diesen
Monaten nicht von Patienten gerufen wur-
de. Ich habe sie in nichtkirchlichen Kran-
kenhäusern ohne wahrnehmbare Klinik-
seelsorge gemacht, und zwar in meinem
Heimatbistum sowie in Kliniken in Nach-
barbistümern, in denen mir persönlich be-
kannte Patienten aus meinem Heimatbis-
tum stationär behandelt werden. Ich habe
aber erhebliche Zweifel, ob es in jedem St.
Elisabeth-, St. Marien- oder St. Josephs-
Hospital wirklich anders zugeht, Zweifel,
die dadurch genährt werden, dass nicht hin-
ter allen Fassaden, an denen „Katholisch“
steht, auch Katholisches vorhanden ist. Viel
zu oft habe ich als Priester in den zurück-
liegenden zehn Jahren in Krankenhäusern
mit katholischem Etikett Ärzte angetroffen,
die Patienten und Angehörigen gegenüber
auch im Angesicht des Todes ihre offen ma-
terialistische oder atheistische Ideologie
zum Besten geben.

Ich denke auch an die Kapelle eines evan-
gelischen Krankenhauses in einer west-
deutschen Großstadt, die ich als Abstell-
raum für schrottreife Altgeräte und ausran-
gierte Bettgestelle vorfand – Jahre vor der
Corona-Pandemie.
Der Autor ist katholischer Priester,
Theologe und Historiker und lehrt als
Professor an der Universität zu Köln
sowie früher auch an der Universität
Fribourg (Schweiz).


